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10 Jahre 
Heimstättenamt 
der deutschen Beamtenschaft. 


Von Johannes Lubahn. 


Zur Geſchichte des Heimſtättenamtes. 

Am 20. Februar 1920 wurde das Heim- 
ſtättenamt der deutſchen Beamtenſcha ft von 
dem Deutſchen Beamten bund gegründet. 
Alſo vor 10 Jahren! Zehn Jahre Arbeit im Heimſtätten⸗ 
amt mit den lieben Freunden liegen hinter uns. Es war 
ein gemeinſames Schaffen und Ningen. Jeder an 
ſeiner Stelle gab ſein Beſtes. Es iſt gut, einmal einen 
Augenblick ſtillzuſtehen und zurückzuſchauen. 

Seinerzeit hatten wir nur eine Spitzenorganiſation 
der deutſchen Beamtenſchaft: den Deutſchen Beam⸗ 
tenbund. Remmers, Flügel, Falkenberg — 
dieſe Namen bleiben verbunden mit der Geſchichte der 
Gründung dieſer Beamtenſpitzenorganiſation. Im Ok- 
tober 1919 ſchlug ich dem Vorſtand des Deutſchen Be⸗ 
amtenbundes die Gründung des Heimſtättenamtes der 
deutſchen Beamtenſchaft vor. Es wurde ein vorberei⸗ 
tender Ausſchuß gebildet, dem ich als Geſchäftsführer an⸗ 
gehörte. Perſonen, die heute noch im Vordertreffen der 
Heimſtättenarbeit ſtehen: Remmers, alken berg, 
Kugler, Fräulein Kolshorn, Dr. Kaßner, Ju⸗ 


Max Wagner, Berlin 


f 


Ernst Benter, Breslau Dr. Stimpfl, Bamberg Rud, Wiesner, Hamburg 


rock befanden ſich jeinerzeit in dieſem Ausſchuß. Später 
traten noch hinzu: Adolf Damaſchke Dr. Völter, ſagte: 
Oskar Fritz, Heinrich Kaufmann, Meiſe, Wieg, 
A ſt or, 
Das Heimjtättenamt der Deutſchen Beamten⸗ 


Führer, 
Böhme. 

ſchaft iſt ein eingetragener Verein. Als Mitglieder traten 
ſpäter neben dem Deutſchen Beamtenbund und 
dem Deutſchen 


Liebow, Schulz⸗ Potsdam, 


Geſamtverband der deutſchen Beamten⸗ 
u nd Staatsangeſtellten⸗Gewerkſchaften, 
der ſich jpäter mit dem Deutſchen Beamtenbund vereinigte, 
und der Reichsbund der höheren Beamten 
bei. Das Heimjtättenamt, in dem ſich alle Beamten 
brüderlich die Hand geben, war dem Dienſte an unſerem 
Volke gewidmet. Nur durch dieſe Einigkeit ver⸗ 
mochten wir das zu erreichen, was wir erreicht haben. 
Namentlich Ernſt Remmers und Albert Falken⸗ 
berg verdienen hier den Dank der deutſchen Beamten⸗ 
ſchaft. Die Einheit wurde auch herbeigeführt durch eine 
Perſönlichkeit, die über uns allen ſtand, und der unſer 
Volk ſo außerordentlich viel zu verdanken hat, durch D. 
Dr. Dr. Adolf Damaſchke. 

Als Vorſitzender des Aufſichtsrats wurde ſeinerzeit 
Ernſt Remmers gewählt; als ſein Stellvertreter Al- 
bert Falkenberg. Sie blieben es bis zum heutigen 
Tage. Als Leiter des Heimſtättenamtes wurde ich in den 
Vorſtand berufen, außerdem mein Freund Adolf Otto, 
der ſich in der Gartenſtadtbewegung große Verdienſte er— 
rungen hat. Später ſchied Adolf Otto aus dem Vorſtand 
aus. Dank muß heute neben vielen Perſönlichkeiten be- 
ſonders Geheimrat Prof. Dr. Erman ⸗Münſter, Staats- 
ſekretär Hans Krüger, Ober⸗ Regierungsrat Dr. Ruſch⸗ 
Dresden, Generaldirektor Vormbrock von der Weſtfä⸗ 
liſchen Heimſtätte geſagt werden, die in allen Fragen ſtets 
hilfsbereit waren. 

Es waren viele Kräfte, die das Heimjtättenamt in 
treuer, unermüdlicher Arbeit trugen. Einen herzlichen 
Gruß wollen wir alle heute aber den ſieben erſten Ge⸗ 
ſchäftsführern im Reiche ſagen, die unſere Arbeit im 
Lande ſo bedeutſam gefördert haben. So manches Mal 
waren wir in der erſten Zeit gemeinſam in Berlin ver- 
ſammelt, um uns gegenſeitig mit unjerem Rat zu unter⸗ 
ſtützen, und um uns gegenſeitig zu helfen. Treue Freund⸗ 
ſchaft band uns feſt zuſammen, und dieſe Freundſchaft, 
deren Urſprung in gleicher Liebe zu unſerem Volke liegt, 
ſoll für alle Zeiten beſtehen bleiben. Die Namen unſerer 
erſten ſieben Geſchäftsführer ſind bekannt. Es ſind dies 
unſere Freunde Ernſt Benter, Schleſien, Prof. Dr. 
Stimpfl, Bayern, Hermann Manz, Baden, Ju⸗ 
lius Rodekohr, Hannover, Rudolf Wieſner, 
Nordmark, Joſeph Breiter, Brandenburg, Mar 
Wagner, Sachſen. Später traten andere Geſchäfts⸗ 
führer in ehrenamtlicher Arbeit hinzu. Ich nenne u. a. 
die Namen unſerer Freunde Jürgens, Weſtfalen, Le⸗ 
gatis, Oſtpreußen, Pfarrer Dr. Schenkel, Württem⸗ 
berg, Kloppmann, Kaſſel, Lange, Darmſtadt, 
N Düſſeldorf, Hüwenl, Dortmund, Liebmann, 

rankfurt (Main), Fritz, Magdeburg. 

Das Heimſtättenamt der deutſchen Beamtenſchaft fand 
weitgehende Unterſtützung von Reich, Staat und Ge⸗ 
meinde. Mit finanzieller Anterſtützung des erſten deut⸗ 
ſchen Reichspräſidenten Ebert und, auf Antrag 
ſämtlicher Parteien des Reichstages, auch der deut⸗ 
ſchen Reichsregierung veranſtaltete das Heim- 
ſtättenamt vom 18. bis 23. Oktober 1920 ſeine erite 
große Heimſtättentagung in Berlin. Es 
waren weſentlich nur offizielle Vertreter der Beamten⸗ 
organiſationen aus dem ganzen Reiche zugelaſſen. Mehr 
als 900 Teilnehmer hatten ſich gemeldet, aber nur 500 
konnten zugelaſſen werden. Die Tagung fand ſtatt im 
größten Hörſaal der Landwirtſchaftlichen Hochſchule. Die 
beſten Sachverſtändigen übernahmen die Vorträge. 
Adolf Damaſchke, wie immer, ſtand im Mittelpunkt 
der Tagung. Die genannten ſieben Geſchäftsführer im 
Reiche übernahmen gruppenweiſe den Vorſitz in den ein⸗ 
gehenden Ausſprachen. Neben der fachmänniſchen Schu⸗ 
lung ging häufig das Feuer ehrlicher Begeiſterung durch 
unſere Reihen. Das Wort von zwei Perſönlichkeiten 


ſoll hier feſtgehalten werden. 
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Beamtenwirtſchaftsbunde 
der Allgemeiner Deutſche Beamtenbund, der 


Der Reichsminiſter des Innern, Dr. Koch, 


„Ich meine, daß unſere finanzpolitiſchen Nöte nicht 
allein auf finanzpolitiſchem Wege gelöſt werden können, 
daß vielmehr, wenn wir vorankommen wollen, wirt⸗ 
ſchaftspolitiſche Reformen, und nicht in letzter 
Linie Reformen in unſerer Bodenpolitik erforder⸗ 
lich ſind. (Sehr gut.) Was aber für unſer Volk und 
Reich im ganzen gilt, gilt auch für den einzelnen, 
auch für Sie. Wenn es nicht gelingt, die reine Ent⸗ 
lohnung in Geld dadurch zu ergänzen, daß Sie durch 
eine gejunde Bodenpolitik in Reich und Staat bei 
Verwendung dieſes Geldes günſtiger geſtellt werden, 
als es bisher der Fall geweſen iſt, dann hilft Ihnen 
die Verbeſſerung und Vermehrung der Gehälter allein 
nichts. 

.. Die Frage, ob eine Schicht unſerer Bevölke- 
rung proletariſch iſt, wird nicht danach entſchieden, 
ob dieſe Schicht für Tabak oder Alkohol oder meinet⸗ 
wegen für das Kino die nötigen Mittel flüſſig machen 
kann; ſie wird nicht einmal dadurch entſchieden, ob 
dieſe Schicht die nötigen Wittel für Dinge der höheren 
Kultur flüſſig machen kann, denn der Beſuch einer Kul⸗ 
turſtätte allein hebt die Bildung des einzelnen nicht, 
wenn er nicht ein Heim hat, in dem er in Ruhe über 
das Gehörte nachdenken und ſich weiterbilden kann. 
(Sehr richtig.) Ja, die Frage wird auch nicht nur da⸗ 
durch entſchieden, ob jemand in Ernährung und Klei⸗ 
dung günſtig geſtellt iſt, ſo ndern das Wichtigſte 
bleibt die Wohnungsfrage, die Möglichkeit, 
ſich nach der Berufsarbeit nicht in einen Schlupfwinkel 
zurückziehen zu müſſen, ſondern ein Heim zu haben 
(Große Zuſtimmung.) 

Geheimrat Prof. Dr. Erman mahnte am Schluß 
ſeines Vortrages über die Heimſtätten⸗Geſetzgebung: 

„Man wird Ihnen ſagen, Sie ſollten tun, was 
Ihres Amtes iſt und ſich nicht um allgemeine 
Dinge kümmern. Darauf antworten Sie nur, daß 
auch dieſe Ihres Amtes ſind. (Sehr richtig!) Der 
Beamte ſoll ſich nicht ſo auffaſſen, wie ihn der fran⸗ 
zöſiſche Bourgeois auffaßt, der den Begriff der Amts⸗ 
pflicht und der Amtsehre nicht kennen will, ſondern 
alles herabzieht in ſeinen engen, ſchmutzigen Erwerbs⸗ 
und Portemonnaie⸗Begriff — „Il eſt payé pour cela“ — 
dafür wird er ja bezahlt, das erſchöpft ihm den Begriff 
des Beamten und des Amtes. Wir faſſen die Stellung 
des Beamten doch ganz anders auf. (Sehr richtig!) 
Jeder Beamte ſoll ſich auch als Teil des großen 
Ganzen fühlen, wie man wohl vor dem Kriege ſagte, 
jede Stadt ſolle ſich als Reichsſtadt fühlen: alle Zeit 
gern bereit für des Reiches Herrlichkeit! ; 

Es ſoll auch nicht ein Beamter auf den anderen 
herabſehen, ſondern alle ſollen ſich als Beamte des 
deutſchen Volkes fühlen, in Eid und Pflicht für 
fein Wiederemporringen aus dieſer ent⸗ 
ſetzlichen Not. Und ob es die Leute verdrießt, 
wir wollen unermüdlich mahnen und wirken, bis ſchließ⸗ 
lich das Ziel erreicht iſt! (Lebhafter Beifall.)“ 


Erfolge des Heimstättenamtes. 


Die Vorträge dieſer großen Tagung wurden gedruckt 
und in vielen tauſenden von Exemplaren verbreitet. Alle 
großen Zeitungen Deutſchlands berichteten eingehend. Die 
Arbeit jener Heimſtättentagung wurde aber am meiſten 
gefördert durch die Teilnehmer ſelbſt. Die genannten 
Geſchäftsführer hielten allein im Jahre darauf nach- 
weislich rund 500 Vorträge. Die Teilnehmer berich⸗ 
teten in ihren Heimatorten, und auf Anregung des Heim⸗ 
ſtättenamtes wurden überall Heimſtätten-Ausſchüſſe ge⸗ 
gründet. Die Geſchäftsleitung in Berlin blieb durch Vor 
träge und durch regen Schriftwechſel in ſtändiger Ver⸗ 
bindung mit den Vertrauensleuten. Unſere Vertrauens 
leute ſtanden häufig als Stadtverordnete, Siedlungsbei⸗ 
räte uſw. an erſter Stelle in den Siedlungs⸗Ausſchüſſen 
ihrer Gemeinden, den gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften 
und ſonſtigen Geſellſchaften. Nach Berichten, die 
aus 300 Orten eingingen, waren unſere 
Vertrauensleute im Jahre 1921 an 5200 
ragender Stelle bei Schaffung von 1600 
Heimſtätten und 60000 Heimſtättengärten 
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Beamten⸗Heimſtättenkurſus vom 18.— 23. Oktober 1920 in der Landwirtſchaftlichen Hochſchule, Berlin. 


beteiligt. Hiervon erhielten die Beamten gegen 4000 
Heimjtätten und etwa 15000 Heimſtättengärten. 

Die Kräfte des Heimſtättenamtes ſchufen auch vielfach 
beſondere Heimjtätten-Organijationen. Anſer Freund 
Max Wagner der jetzt in die Geſchäftsführung der 
Beamtenbauſparkaſſe berufen iſt, hatte in kurzer Zeit 
über 10000 Siedler im Allgemeinen Sächſiſchen Sied- 
lerverbande organiſiert. Manz in Baden, Lange in 
Heſſen, Benter in Schleſien u. a. gründeten Tochter— 
organiſationen des Heimſtättenamts der deutſchen Be⸗ 
amtenſchaft, die bei Regierungsſtellen größte Beachtung 
fanden. Kultur⸗-Ingenieur Lübke, der an der erſten 
großen Heimſtättentagung teilnehm, wandte ſeine Arbeit 
dem Schutze und der Vermehrung klein⸗ 
bäuerlichen Beſitzes zu. Er iſt Witbegründer des 
Reichsverbandes landwirtſchaftlicher Klein⸗ und Wittel⸗ 
betriebe und bekleidet heute eine bedeutſame Stellung 
in der „Deutſchen Bauernſchaft“, in der gegen 400 000 
deutſche Bauern organiſiert ſind. Das Schickſal unſeres 
Volkes hängt weſentlich davon ab, wie weit es auf dem 
Lande gelingt, deutſche Familien dauernd mit der 
deutſchen Scholle zu verbinden. Dieſe Bodenreform⸗ 
arbeit kann nicht hoch genug gewertet werden. Wir 
grüßen heute unſeren Freund Lübke beſonders herzlich 
und werden auch in Zukunft mit unſerer Arbeit ihm treu 
zur Seite ſtehen. 

Die Heimſtättenfrage wurde von den Kräften des 
Heimſtättenamtes ſtändig in Bewegung gehalten. Als 
Ende 1920 die Gefahr beſtand, daß keine öffentlichen 
Mittel mehr für den Wohnungsbau gewährt werden 
ſollten, haben unſere Vertrauensleute in allen Wahl⸗ 
kreiſen in Hunderten von Orten derart wirkungsvoll durch 
öffentliche Kundgebungen und Eingaben das Intereſſe 
des Volkes an der Heimſtättenfrage wachgerufen, daß 
durch erhebliche öffentliche Zuſchüſſe der 
Heimſtättenbau eine öffentliche Angele⸗ 
genheit geblieben iſt. 
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Als ich 1922 in einer Heimſtätten⸗Miſſion in Amerika 
war, gelang es, die Deutſch⸗Amerikaner auch für 
die Arbeiten des Heimſtättenamts zu intereſſieren. In 
den ſchweren Zeiten der Inflationsjahre haben wir durch 
unſere Brüder jenſeits des Ozeans manche Hilfe erfahren. 
Es ſei an ſie heute dankbar gedacht! 


Beamtensiedlungsverordnung und Beamten- 


heimstättengesetz. 


Vom Heimjtättenamt der deutſchen Beamtenſchaft 
wurden bedeutſame Heimſtättengeſetze für die Be⸗ 
amten vorbereitet: die Beamten⸗Siedlungsver⸗ 
ordnung für die abgebauten Beamten und 
das Reichsgeſetz über die Abtretung von Be⸗ 
amtenbezügen zum Heimſtätten bau (Be⸗ 
amtenheimſtättengeſetz). Wie viele Gänge in die 
Winiſterien waren nötig! Stets waren unſere Freunde 
Remmers und Falkenberg, wenn die Arbeit auch 
noch jo drängte, mit ihrer Hilfe bereit. Wie viele Schwie- 
rigkeiten im Reichstage und den ſonſtigen Kreiſen mußten 
aus dem Wege geſchafft werden! Außenſtehende ahnen 
es nicht, wie mühſelig es iſt, ein Neichsgeſetz, namentlich 
wenn Intereſſentenkreiſe dagegen Sturm laufen, unter 
Dach und Fach zu bringen. Erſt muß jedes Wort eines 
Reichsgeſetzes in jo und jo vielen Kommiſſionen und von 
ſo und ſo vielen Referenten geprüft werden und der Kritik 
von allen Seiten ſtandhalten, ehe es die Zuſtimmung 
der Geſetzgeber findet. Bei Schaffung der genannten 
Geſetze trat klar und deutlich die Bedeutung unſerer Be⸗ 
amtenſpitzenorganiſationen hervor. Bald werden 5000 
Heimſtätten auf der genannten geſetzlichen Grundlage 
errichtet ſein. Nach arbeitsreichen Tagen wollen wir 
uns heute über dieſen gemeinſamen Erfolg freuen. Wir 
hoffen beſtimmt, daß noch viele Tauſende weiterer Be⸗ 
amtenheimſtätten auf Grund der genannten Geſetze er- 
richtet werden. 
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Das ſchnelle Zuſtandekommen der Beamten⸗Sied— 
lungsverordnung iſt vor allem dem damaligen Reichs- 
finanzminiſter Dr. Hans Luther zu verdanken. Das 
Heimſtättenamt war nicht nur bei der Vorbereitung, ſon⸗ 
dern auch bei Durchführung der Beamten⸗Siedlungs⸗ 
verordnung beteiligt. Im Merkblatt des Reichsfinanz⸗ 
miniſteriums zur Beamten⸗Siedlungsverordnung und in 
den Verträgen mit der Deutſchen Bau⸗ und Bodenbank 
und dem Reichsverband der Wohnungsfürſorge-Geſell⸗ 
ſchaften wurde die Tätigkeit des Heimſtättenamtes feſtge⸗ 
legt. Wir ſprechen heute auch der Deutſchen Bau⸗ 
und Bodenbank und den Wohnungsfürſorge⸗ 
Geſellſchaften für ihre ſegensreiche Hilfe bei der An⸗ 
ſiedlung von Beamten herzlichen Dank aus, vor allem 
aber den Beamten⸗Siedlungsbeiräten in den 
einzelnen Bezirken, die niemals müde wurden, den Be— 
amtenſiedlern in ehrenamtlicher Arbeit mit Rat und Tat 
zur Seite zu ſtehen. 

Die Beamtenbauſparkaſſe, die vom geimſtättenamt 
vorbereitet und von ihm und den Beamtenſpitzenorgani— 
ſationen gegründet wurde, dient der praktiſchen Durchfüh— 
rung des Beamten heimſtättengeſetzes. In der 
Beamtenbauſparkaſſe ſind die gleichen Kräfte tätig wie 
im Heimjtättenamt. Auch hier ſtehen in ehrenamtlicher 
Arbeit unſere Beamtenſiedlungsbeiräte an hervorragender 
Stelle. Außer den genannten Geſchäftsführern führten 
noch folgende Freunde das Amt als Beamtenjiedlung3- 
beirat im Heimjtättenamt:: Kaufmann ⸗ München, 
Kloppmann⸗Kaſſel, Hüwel⸗ Dortmund, Fette⸗ 
Düſſeldorf, Liebmann⸗ Frankfurt (Main), Fritz⸗ 
Magdeburg, Eduard Schulz⸗ Potsdam, Ronſieck⸗ 
Schneidemühl, Tag⸗ Oppeln, Weßling und Boyer 
in Münſter, Snock- Bremen, Godelmann⸗Braun⸗ 
ſchweig, Kühn⸗ Weimar, Beder- Weimar, Albers⸗ 
Oldenburg, Kögel⸗Magdeburg, Klindt⸗Kiel. In dank⸗ 
barer Erinnerung gedenken wir unſerer Freunde Berti⸗ 
18 N ti und Juſt, die in die ewige Heimſtätte eingegangen 
ind. 


Reichsheimstätten. 


Das Heimjtättenamt der deutſchen Beamtenſchaft ver- 
einigte bald nach ſeiner Gründung ſämtliche Spitze n⸗ 
organiſationen der deutſchen Gewerkſchaf 
ten aller Richtungen der Beamten, Angeſtellten und Ar⸗ 
beiter mit über 10 Willionen Witgliedern zu einem 
„Heimſtättenausſchuß aller Gewerkſchaften“. Das Heim- 
ſtättenamt erhielt die Führung. Ich wurde zum Ge— 
ſchäftsführer dieſes Ausſchuſſes ernannt. In den Tagen 
des Kapp⸗Putſches erließen ſämtliche Spitzengewerkſchaften 
folgenden Aufruf: 

„Ihr Männer und Frauen des Volkes, laßt Euch 
durch keinen Namen und durch kein Schlagwort mehr 
blenden. Wir wollen leben! Wir verlangen Brot und 
Hoffnung für die Zukunft. 

Der Weg zu einem neuen Aufbau muß beſchritten 

werden, zu einem Aufbau im Geiſte der Gemeinſchaft 
und Gerechtigkeit. Eine unerläßliche Vorausſetzung da— 
zu iſt die Befreiung des Bodens von einem 
falſchen Rechte, das ihn, die Quelle alles Lebens 
und Arbeitens, vielfach erniedrigt hat zu einem Gegen- 
ſtand des Wuchers und der Ausbeutung. Der erſte 
entſcheidende Schritt iſt ein Heimſtättenrecht, das 
jedem Volksgenoſſen die Möglichkeit erſchließt, eine 
geſicherte Heimſtätte für ſich und die Seinen 
zu gewinnen. Hunderttauſend Hände werden 
dann neu beſchäftigt. Der Boden muß in ganz 
anderer Weiſe als bisher, wenigſtens teilweiſe, gärt⸗ 
neriſcher Nutzung dienſtbar gemacht werden unter Aus⸗ 
ſchaltung jeder Spekulation. Jede Stadt muß von 
einem dichten Netz von Gärten umgeben ſein! ... Die 
wichtigſten Lebensgüter, Nahrung und Wohnung, wer⸗ 
den vermehrt. Das Angebot ſteigt. Arbeiter, An⸗ 
geſtellte und Beamte haben außer ihrem Lohn noch die 
Erträgniſſe ihrer Gartenarbeit und Kleintierzucht 
Teurer Boden bedeutet Wietskaſernen, in denen in 
übervölkerten Wohnungen die geiſtige und körperliche 
Geſundheit unſerer Kinder vernichtet wird. Nur auf 
billigem, vor Wucherhänden geſchütztem Boden können 
Heimjtätten errichtet werden. Nur ſolche Volksvertre⸗ 
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tung hat Ausſicht beſtehen zu bleiben, die ſofort zur 
rettenden Tat ſchreitet. 

Wir fordernein durchgreifendes Heim⸗ 
ſtättengeſetz!“ 

In einem zweiten Aufrufe ſtellte der Heimſtätten⸗ 
ausſchuß aller Spitzengewerkſchaften folgende Forderung 
auf: 

Die unterzeichneten Gewerkſchaften fordern die ſo⸗ 
fortige Verabſchiedung eines Reichsheimſtätten⸗ 
geſetzes, das unter allen Umständen enthalten muß: 

1. den Anſpruch auf Heimjtättenland, 

2. ein Enteignungsrecht, das in ſchnellem, 
endgültigem Verfahren den Enteig⸗ 
nungspreis nach den wirtſchaftlichen 
Erforderniſſen der Heimjtätter feſt⸗ 
ſetzt (Ertragswert, ſteuerliche Selbſteinſchätzung), 

dauernde Sicherung des deutſchen Bodens vor 
jedem Mißbrauch, 

Befreiung der Heimſtätter von allen Laſten, die über 
die Koſten für einfachſte Wohnſtraßen hinausgehen, 

die Sicherung einer ausreichenden Fläche für Klein⸗ 
gärten für die landloſen Wohnungen unter Bevor— 
zugung der beſtehenden aLubenkolonien bei ent⸗ 
ſprechender Anwendung der für die Heimſtätte ge- 
gebenen Sicherungen. 
Die Durchführung einer ehrlichen, entſchloſſenen und 
damit wirkſamen Heimſtättenpolitik erfordert als erſte 
Vorausſetzung die Einrichtung eines Heimſtätten⸗ 
amtes, in dem alle Fragen des Bodenrechts ein⸗ 
heitlich behandelt werden...“ 

Unterſchrieben wurden dieſe beiden Aufrufe vom 
Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbund, 

Deutſchen Gewerkſchaftsbund, 
Verband der deutſchen Gewerkvereine (Hirſch-Dunckerſche 

Gewerkſchaften), 

Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten, 
Deutſchen Beamtenbund und von der 
Arbeitsgemeinſchaft freier Angeſtellten-Verbände, 

Es kam das Reichsheimſtättengeſetz. Am 
10. Mai 1920 wurde es in der Nationalverſamm⸗ 
lu ng verabſchiedet. Leider blieben die Hoffnungen auf 
Beſchaffung billigen Bodens unerfüllt. Auf Vorſtellung 
des Heimſtättenamts und des Heimſtättenausſchuſſes der 
Spitzengewerkſchaften nahm bei Verabſchiedung des Reichs- 
heimſtättengeſetzes der Deutſche Reichstag mit über⸗ 
aus großer Mehrheit folgende Entſchließung an: 

„Die Reichsregierung wird aufgefordert, 

1. tunlichſt bald einen Geſetzentwurf zur Be⸗ 
kämpfung der Bodenſpekulation und zur 
ſozialen Ausgeſtaltung des Enteignungs⸗ 
rechts insbeſondere auch in der Richtung vorzulegen, 
daß die Errichtung von Wohn- und Wirtſchaftsheim⸗ 
ſtätten durch Beſchaffung billigen Bodens 
ermöglicht wird; 

2. tunlichſt bald einen Geſetzentwurf vorzulegen, 
daß die Zuſtändigkeit des Reiches hinſichtlich der Ge⸗ 
ſetzgebung auf dem Gebiete des Siedlungs- und Woh- 
nungsweſens erweitert wird; 

3. zur zuſammenfaſſenden Behandlung der Woh- 
nungs⸗, Siedlungs⸗ und Heimjtättenfrage die beſtehende 
Zentralſtelle auszubauen mit dem Ziele der baldigen 
Fortbildung zu einem Reichsheimſtättenamt. 


Das Wohnheimstättengesetz. 


Der Heimſtättenausſchuß wurde vom Reichskabi⸗ 
nett und dem Reichsarbeitsminiſterium eingeladen, um 
Vorſchläge für die Weiterarbeit zu beſprechen. Auf ein? 
ſtimmigen Wunſch der Spitzengewerkſchaften trat der 
Reichsarbeitsminiſter Shlide am 21. Mai 
1920 an Dr. Adolf Damaſchke mit der Bitte heran, 
in einem zu gründenden „Ständigen Beirat für 
Heimſtättenweſen beim Reichsarbeitsmi⸗ 
nifterium“ den Vorſitz zu übernehmen. Dr. Damaſchle 
forderte, daß neben hervorragenden Sachverſtändigen aus 
Vertreter der großen deutſchen Spitzengewerkſchaften in 
den „Ständigen Beirat“ berufen würden. Als dieſe 
Forderung erfüllt wurde, übernahm Damaſchke den Vor- 
ſitz im „Ständigen Beirat“. Der Heimſtättenausſchuß 
der Gewerkſchaften iſt ſomit in den „Ständigen Beirat 
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überführt worden. Als Vertreter der Beamtenſchaft im 
„Ständigen Beirat“ darf ich ſagen, daß die Vertreter 
ſämtlicher Gewerkſchaften ſtets mit der größten Hingabe 
und mit Einmütigkeit gearbeitet haben. 

Am 5. Juli 1920 trat der „Ständige Beirat für Heim- 
ſtättenweſen beim Reichsarbeitsminiſterium“ zu feiner 
erſten Sitzung zuſammen. Noch im Jahre 1920 ſchuf 
der „Ständige Beirat“ den Entwurf eines „Ge- 
ſetzes über den erleichterten Erwerb und 
beſſeren Gebrauch des deutſchen Bau⸗ und 
Wirtſchaftslandes“ (Bodenreformgeſe tz). 
Später beſchränkte ſich der Geſetzentwurf darauf, den Bo⸗ 
den für Wohnheimſtätten zu beſchaffen. Der Na- 
me wurde geändert in „Entwurf eines Wohn⸗ 
heimſtättengeſetzes“. 

Der Deutſche Reichstag nahm am 5. Mai 1926 
folgenden Antrag an: 

„Die Reichsregierung wird erſucht, alsbald ein 
Wohnheimſtättengeſez im Sinne des Entwurfs 
des Ständigen Beirats für Heimſtätten⸗ 
weſen beim RNeichsarbeitsminiſterium vor⸗ 
zulegen.“ 

243 Abgeordnete ſtimmten mit ja, 136 mit nein. Am 
26. Juni 1929 wiederholte der Deutſche Reichstag 
feinen Willen zur baldigen Vorlegung des Wohnheim⸗ 
ſtättengeſetzes durch eine zweite Entſchließung. 

Trotzdem iſt das Wohnheimſtättengeſetz „im Sinne 
des Ständigen Beirats“ bis zum heutigen Tage 
dem Reichstag noch nicht vorgelegt worden. Zwar iſt in 
den letzten Tagen ein unverbindlicher Referenten-Entwurf 
unter dem Namen „Baulandgeſetz“! erſchienen. 
Dieſer Geſetzentwurf hat aber ſchwere Mängel und 
erfüllt nicht unſere Hoffnungen. Wehe, wenn das Volk 
in einer ſo bedeutſamen Frage enttäuſcht wird! Wir 
haben jetzt alle Veranlaſſung, auf der Wacht zu ſein, daß 
unſere Forderung nach einem „Wohnheimſtättengeſetz im 
Sinne des Ständigen Beirats“ erfüllt wird. Wir können 
nicht glauben, daß die heutige Reichsregierung den Willen 
der großen Berufs-Organifationen und den Willen der 
Koalitionsparteien mißachtet. Die Angſt vor den Inter- 
eſſenten⸗Gruppen muß verſchwinden! Es bleibt das Wort 
beſtehen, das der frühere badiſche Arbeitsminiſter, Dr. 
Engler, gelegentlich unſerer badiſchen Heimſtätten⸗Ta⸗ 
gung zu uns ſagte: 

„Das alte Syſtem im Reich iſt zuſammengebrochen, 
weſentlich auch deshalb, weil ſeine Vertreter zu ſpät die 
Notwendigkeit der Bodenreform erkannten. Hoffen wir, 
daß nicht auch für uns, die wir uns zum neuen Reich 
bekennen, ein Zu ſpät! auf dieſem Gebiet zu einem 
verhängnisvollen Zuſammenbruch führen muß!“ 

Die Spitzengewerkſchaften umſchließen den größten 
Teil unſeres Volkes. Bei ihrer Einmütigkeit durften 
wir hoffen, ſchnell zum Ziele zu kommen. Leider irrten 
wir uns. Die Macht der Intereſſenten iſt heute 
noch überaus groß in unſerem Vaterlande und leider mehr 
noch — — die Angſt vor ſolcher Macht! 


Heimstättentagungen. 


Das Heimjtättenamt der deutſchen Beamtenſchaft, ver⸗ 
bunden mit ſämtlichen Spitzengewerkſchaften und ſelbſt⸗ 
vderſtändlich auch mit dem Bunde Deutſcher Bodenreformer, 
veranſtaltete eine große Zahl von Heimſtätten⸗Tagungen, 
le weite Beachtung fanden. Ueberall wurde die ſofortige 
orlegung des Wohnheimſtättengeſetzes einſtimmig ge⸗ 
fordert. Die Rheiniſche Heimſtätten-Tagung 
un Köln unter Führung von Fritz Engelbarth 
vereinigte 1000 Perſonen, darunter 60 Bürgermeiſter; 
aus 200 Orten waren Vertreter von Gewerkſchaften an⸗ 
weſend. Der Oberbürgermeiſter von Köln, Dr. Ade 
nauer, ſagte dort u. a.: 

„Ich freue mich über den ſtarken Beſuch der Tagung 
deswegen, weil ich darin den Beweis dafür erblicke, 
da doch in den allerweiteſten Kreiſen unſerer Be⸗ 
völkerung der Gedanke immer mehr Wurzel ſchlägt, 
daß der Gedanke des Grund und Bodens, die Frage 
der Siedlung, die Frage des Städtebaues die Kar⸗ 
dinalfrage unferes ganzen Volkes iſt. Wir leiden nach 
meiner feſten Ueberzeugung in der Hauptſache in un⸗ 
erem Volke an der falſchen Bodenpolitik der vergan⸗ 
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genen Jahrzehnte. Ich betrachte dieſe falſche Bo⸗ 
denpolitik — und ag die 78 Wohnfragen 
darin ein — als die Hauptquelle aller phy⸗ 
ſiſchen und pſychiſchen Degenerations⸗ 
Erſchein ungen, unter denen wir leiden! ... Die 
bodenreformeriſchen Fragen ſind nach meiner Ueber- 
zeugung Fragen der höchſten Sittlichkeit.“ 

Die in Kaiſerslautern tagende Pfälzer Heim- 
ſtätten⸗Tagung wies darauf hin, daß in überaus 
ſtarker Weiſe der Boden von Ausländern angekauft ſei, 
und daß ſchon aus dieſem Grunde die ſofortige Vorlage 
des Wohnheimſtättengeſetzes dringend notwendig ſei. Auf 
den Heimſtätten⸗Tagungen in Karlsruhe 
und in Stuttgart wieſen unſere Freunde unter Füh⸗ 
rung von Manz und Schenkel auf die Geſchloſſenheit des 
Volkes in ſeiner wichtigſten Lebensfrage hin. Die Ver⸗ 
treter ſämtlicher Spitzengewerkſchaften er⸗ 
klärten dort in einer einſtimmig angenommenen Ent⸗ 
ſchließ ung: 

„Die Gewerkſchaften aller Richtungen ſind bereit, 
Aufbauarbeit zu leiſten zum Wohle des ganzen Volkes. 
Sie ſind aber überzeugt, daß ein Erfolg dieſer Arbeit 
nur bei einer gerechten Bodengeſetzgebung gewährleiſtet 
iſt. Es iſt dringend notwendig, daß das deutſche Volk 
mit dem Boden, der Quelle aller Arbeit, alles Lebens, 
wieder in enge Füblung gebracht wird; denn in der 
heimiſchen Scholle wurzelt allein die Kraft, die uns 
aus der Tot der Gegenwart herausführen kann. Da⸗ 
rum fordern wir einmütig und dringend, daß die 
Reichsregierung das Bodenreformgeſetz nach dem Ent⸗ 
wurf des „Ständigen Beirats für Heimſtättenweſen 
beim RBeichsarbeitsminiſterium“ dem Reichstag ſofort 
vorlegt. Sämtliche Gewerkſchaften verpflichten ſich, nicht 
eher zu ruhen, bis dieſer Forderung entſprochen iſt.“ 

Die Anhaltiſche Heimſtätten⸗ Tagung war 
der Ausgangspunkt einer vorbildlichen bodenreformeriſchen 
Steuergeſetzgebung für Anhalt. 

Die Heimſtätten⸗ Tagung für Sachſen in 
Chemnitz unter Führung von Max Wagner, die 
2000 Menſchen vereinigte, führte dazu, daß die ſächſiſche 
Regierung die Wittel zur Veranſtaltung eines achttägigen 
Wohnheimſtätten⸗Kurſes für die Vertreter aller 
ſächſiſchen Gewerkſchaften bereitſtellte. 

Auf der Schleſiſchen Heimſtätten⸗Tagung 
unter Fuba von Ernſt Benter wurde die größte 
Kundgebung veranſtaltet. Die Jahrhunderthalle 
in Breslau war von mehr als zehntauſend Per⸗ 
ſonen beſetzt. Auch hier herrſchte volle Einmütigkeit. 
Reichstagsabgeordneter Peuß-Deſſau fand große Zu⸗ 
ſtimmung, als er ſagte: 

„Man kann geradezu ſagen, das Einfamilienhaus 
mit Garten bietet auch eine ſittliche Rechtfertigung für 
den Achtſtundentag, und der Streit, der im Volke 
noch darüber beſteht zwiſchen Induſtriellen, Landwirten 
und Arbeiterſchaft, der kann am beſten dadurch aus der 
Welt geſchafft werden, daß man ſagt: So verſtehen wir 
nicht acht Stunden Arbeit, daß man in der übrigen 
Zeit Angſt hat, daß man ſich an der Arbeit vergiften 
könnte, ſo meinen wirs nicht. In den übrigen Stunden 
ſoll auch gearbeitet werden, aber frei, I wie die eigene 
Seele oder der Leib es notwendig haben. Und vor 
allem im Garten, mit Weib und Kind! ...“ 

In der Reichshauptſtadt fanden wiederholt große 
Kundgebungen für das Wohnheimſtättengeſetz ſtatt. Mehr⸗ 
mals waren etwa fünftaujend Perſonen im Zir⸗ 
kus Buſch in öffentlichen Kundgebungen für 
das Wohnheimſtättengeſetz verſammelt. 

Zuletzt fanden am 3. November 1929 in Königsberg 
eine Oſtpreußiſche Heimſtätten⸗Tagung, und 
am 10. November 1929 in Kiel eine Norddeutſche 
Heimſtätten⸗Tagung ſtatt. Beide Heimſtätten⸗ 
Tagungen unter Führung des Heimſtättenamtes fanden 
die Unterſtützung weiteſter Kreiſe; jo wurde die Heim- 
ſtätten⸗Tagung in Kiel von folgenden Organiſationen ein⸗ 
berufen: 

Heimſtättenamt der deutſchen Beamtenſchaft e. V., 

Deutſcher Beamtenbund, 

Allgemeiner Deutſcher Beamtenbund, 

Reichsbund der höheren Beamten, 

Allgemeiner Deutſcher Gewerkſchaftsbund, 
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Deutſcher Gewerkſchaftsbund, 

Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten, 

Allgemeiner freier Angeſtelltenbund, 

Heimſtätte Schleswig⸗Holſtein, 

Verband der Schleswig⸗Holſteiniſchen Baugenoſſen⸗ 

ſchaften. 

Bund der Kinderreichen, 

Bund Deutſcher Bodenreformer. 

Es wurde einſtimmig eine Entſchließung ange- 
nommen, in der die Reichsregierung aufgefordert wurde, 
endlich zur Tat überzugehen. 
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Die Beamten werden ihre Pflicht erfüllen. Ihr 
Schickſal iſt mit dem Schickſal des deutſchen Volkes auf 
das engſte verbunden. Wir werden für die Intereſſen 
unſeres geſamten Volkes eintreten und damit auch für 
die wohlverſtandenen Intereſſen der Beamten ſelbſt. „Der 
Heimſtättengedanke hat“, wie Ernſt Remmers auf der 
erſten großen Beamtenheimftätten-Tagung 1920 jagt, 
in der Beamtenſchaft Wurzel geſchlagen. Er hat in ihr 
eine Heimſtätte gefunden!“ 

Das Heimſtättenamt der deutſchen Beamtenſchaft war 
nach den Worten Albert Falkenbergs „ehrlich be⸗ 
ſtrebt, Treue zu halten im Kampfe um den Aufſtieg der 
Menſchheit durch Bodenreform!“ 

Wir behalten den Glauben an den Sieg. Deshalb 
vorwärts! 


Das Heimstätienrecht. 
Von Max Wagner. 


In der von der Nationalverſammlung am 11. Auguſt 
1919 beſchloſſenen Reichsverfaſſung heißt es in Artikel 155: 
„Die Verteilung und Nutzung des Bodens wird von 
Staatswegen in einer Weiſe überwacht, die Wißbrauch 
verhütet und dem Ziele zuſtrebt, jedem Deutſchen eine 
geſunde Wohnung und allen deutſchen Familien, be— 
ſonders den kinderreichen, eine ihren Bedürfniſſen ent- 
ſprechende Wohn- oder Wirtſchaftsheimſtätte zu ſichern. 
Kriegsteilnehmer find bei dem zu ſchaffenden Heimſtätten⸗ 
recht beſonders zu berückſichtigen. 

Grundbeſitz, deſſen Erwerb zur Befriedigung des 
Wohnungsbedürfniſſes, zur Förderung der Siedlung und 
Urbarmachung oder zur Hebung der Landwirtſchaft nötig 
iſt, kann enteignet werden.“ 

Damit dieſer Artikel in die Wirklichkeit umgeſetzt wer— 
den kann, hat die Nationalverſammlung am 10. Mai 1920 
das Reichsheimſtättengeſetz beſchloſſen. 


1. Begriff der Reichsheimſtätte. 

Die Begriffe Heimſtätte und Siedlung werden 
in ſehr verſchiedenem Sinne angewandt. Meijt will 
man damit ausdrücken, daß es ſich um Wohnungen im 

lachbau in Verbindung mit Gartenland handelt. Es 
ommt aber auch vor, daß man viergeſchoſſige Wohnungs⸗ 
bauten als „Siedlungsbauten“ bezeichnet, oder daß man 
Wohnungen im Vielfamilienhaus als „Heimjtättenwoh- 
nungen“ anpreiſt. Ein beſtimmter Inhalt fehlt alfo die⸗ 
ſen Begriffen, ſie können ſehr verſchieden gebraucht und 
auch mißbraucht werden. Um nun den Begriff „Reichs⸗ 
heimſtätke“ vor den verſchiedenſten Auslegungen zu be= 
wahren, iſt dieſer Begriff „geſetzlich geſchützt“ worden. Der 
Begriff „Reichsheimſtätte“ hat einen durch das Geſetz 
feſtgelegten ganz beſtimmten Inhalt bekommen. 
Nur ſolche Grundſtücke, die den Bedingungen des Reichs⸗ 
heimſtättengeſetzes entſprechen, dürfen den Namen „Reichs⸗ 
heimſtätte“ führen. Die Eigenſchaft als Reichsheimſtätte 
muß in das Grundbuch eingetragen werden. Der 
Eigentümer des Grundſtückes wird „Reichsheimſtät⸗ 
ter“. Der Reichsheimitätter iſt alſo „Grundſtücks⸗ 
eigentümer“. Die Reichsheimſtätte ſchafft demnach 
Eigentum an Boden. Dadurch unterſcheidet ſich das 
Heimſtättenrecht vom Erbbaurecht, das nur ein 
Nutzungsrecht an fremdem Eigentum gewährt. 
(eigentümerähnliche Stellung). Das Eigentum an der 
Veichsheimſtätte iſt allerdings nur ein beſchränktes, 
im Gegenſatz zu dem bisher üblichen freien Eigentum, 
das dem Eigentümer un beſchränktes Verfügungsrecht 
über ſein Eigentum an Grund und Boden gab. 


Das Geſetz unterſcheidet verſchiedene Arten von Reichs⸗ 
heimſtätten. 


2. Arten der RNeichsheimſtätte. 


a) Die Wohnheimſtätte iſt ein Grundſtück, das 
aus einem Einfamilienhaus mit Nutzgarten 
beſteht. Das Grundſtück ſoll in der Regel nicht unter 
200 Quadratmeter und nicht über 1250 Quadratmeter groß 
fein. Dieſe Windeſt⸗ und Höchſtgrenze dient jedoch nur 
als allgemeiner Maßſtab. Es kann, den praktiſchen Be⸗ 
dürfniſſen entſprechend, davon abgewichen werden. Grund⸗ 
ſätzlich ſoll das Grundſtück mit einem Einfamilienhaus 
bebaut ſein. Es iſt aber auch zuläſſig, daß neben der 
Wohnung des Heimjtätters eine zweite kleinere Woh⸗ 
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nung vorhanden iſt. Ein Zweifamilienhaus mit zwei 
gleich großen Wohnungen kann nicht Reichsheim— 
ſtätte ſein. 

b) Die Wirtſchaftsheimſtätte iſt ein landwirt- 
ſchaftliches oder gärtneriſches Anweſen, zu deſſen Bewirt⸗ 
ſchaftung eine Familie unter regelmäßigen Verhältniſſen 
keiner ſtändigen fremden Arbeitskräfte bedarf. Ueber die 
Größe iſt nichts Näheres beſtimmt. In der Regel wird 
es ſich um eine ſogenannte ſelbſtändige Ackernahrung han- 
deln, die unter verſchiedenen Verhältniſſen verſchieden groß 
ſein kann. 

c) Die Gartenheimſtätte iſt ein un bebautes 
Grundſtück, das zunächſt nur für nichtgewerbs⸗ 
mäßige gärtneriſche Nutzung beſtimmt iſt, deſſen ſpätere 
Bebauung aber beabſichtigt und nach Lage und Einteilung 
möglich iſt. 

3. Beſchaffung von Heimſtättenland. 

Wenn Land in paſſender Lage zu ange⸗ 
meſſenen Preiſe n nicht zur Verfügung ſteht, können 
geeignete Grundſtücke zur Begründung oder Ver⸗ 
größerung von Wohnheimſtätten in abgekürztem 
Verfahren durch den Bezirkswohnungskommiſſar ent⸗ 
eignet werden. Die Enteignung hat gegen ange- 
meſſene Entſchädigung zu erfolgen. Anter den⸗ 
ſelben Vorausſetzungen können auch Grundſtücke als 
Gartenheimſtätten enteignet werden, ohne daß 
ſchon ein beſtimmter Bebauungsplan vorzuliegen braucht; 
es genügt die Abſicht und die Möglichkeit einer ſpäteren 
Bebauung. Ueber den Begriff „angemeſſene Entſchädi⸗ 
gung“ gehen die Meinungen auseinander. Das Reichs- 
arbeitsminiſterium nahm 1924 folgende Stellung 
ein: 

„Werterhöhungen, die erſt durch die 
Aufſchließung des Geländes eintreten, 
find bei der Feſtſetzung einer an gemeſſe⸗ 
nen Entſchädigung nicht zu berückſichti⸗ 
gen, maßgebend iſt lediglich die Art der 
Nutzung des enteigneten Grundſtückes bis 
zum Zeitpunkt der Enteignung.“ 

Die Bezirkswohnungskommiſſare ſind meiſt anderer 
Anſicht. In der Regel ſetzen ſie einen Baulandpreis feſt, 
der den Forderungen der Grundbeſitzer ſehr nahe kommt. 
Gegen die Preisfeſtſetzung durch den Bezirkswohnungs⸗ 
kommiſſar iſt Beſchwerde bei einer Berufungsbehörde mög“ 
lich, deren Entſcheidung endgültig iſt. 


A. Heimſtättenausgeber. 5 
Zur Ueberwachung der geſetzlichen Beſtimmungen ſieht 
das Geſetz einen Heimſtättenausgeber vor. Grundſätzlich 
können nach dem Geſetz nur das Reich, die Länder 
und die Gemeinden (Gemeindeverbände) Auge” 
ber von Reichsheimſtätten fein. In erſter 
Linie kommen für die Ausgabe von Reid?” 
heimſtätten die Gemeinden in Frage. Da“ 
neben ſind die Wohnungsfürſorgegeſellſchaf⸗ 
ten als Ausgeber zugelaſſen. 
5. Heimſtätteneigenſchaft. 5 
Ein Grundſtück kann die Eigenſchaft als Veiche hen. 
ſtätte erhalten, ohne daß der Ausgeber zugleich Sein 
tümer des Landes zu fein braucht. In der Praxis kö 
nen drei Fälle vorkommen: 
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a) Der Eigentümer eines Grundſtückes 
will, daß ſein Grundſtück die Eigenſchaft als 
Reichsheimſtätte erhält. Es wird ein Reichsheimſtätten⸗ 
vertrag zwiſchen dem Eigentümer und dem Ausgeber ge⸗ 
ſchloſſen. Auf dem Grundbuchblatt des Grundſtückes wird 
die Eigenſchaft als Reichsheimſtätte und der Name des 
Heimſtättenausgebers (Gemeinde X) eingetragen. Es 
kann alſo beſtehendes Eigentum am Boden 
unter Reichsheimſtättenrecht gejtellt werden. 

b) Ein Siedler kauft von einem Privat⸗ 
manne ein Grundſtück. Es ſoll Reichsheimſtätte 
werden. In dieſem Falle iſt der Kaufvertrag zugleich 
Reichsheimſtättenvertrag. Bei der Eintragung des Sied⸗ 
lers als Eigentümer im Grundbuch wird zugleich die 
Eigenſchaft des Grundſtückes als Neihsheimftätte und der 
Name des Ausgebers eingetragen. 


ec) Eine Gemeinde verkauft ein Grund⸗ 
ſtück als Reichsheimſtätte. In dieſem Falle iſt 
der Kaufvertrag zugleich Reichsheimſtättenvertrag. Im 
Grundbuch wird die Eigenſchaft des Grundſtückes als 
Veichsheimſtätte und die Gemeinde ſelbſt als Ausgeberin 


eingetragen. 
6. Vorkaufsrecht. 

Der Heimſtättenausgeber hat einige wichtige Rechte. 
Veräußert der Heimſtätter die Heimftätte, jo hat der 
Ausgeber das Vorkaufsrecht. Das Vorkaufsrecht 
gilt für alle Verträge des Heimſtätters, die auf Veräuße⸗ 
rung der Heimſtätte gerichtet ſind, ſowie für den Verkauf 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder durch den Kon— 
kursverwalter. Ob der geimſtättenausgeber von dieſem 
Recht Gebrauch machen will, iſt ſeine eigene Angelegen⸗ 
heit. Er wird in den meiſten Fällen auf das Recht 
verzichten, wenn gegen die Veräußerung keine Bedenken 
zu erheben ſind. Eine Rückkaufspflicht für den Aus⸗ 
geber beſteht nicht. 

Eine Beſchränkung der Freizügigkeit iſt mit dem 
Vorkaufsrecht nicht verbunden. Entweder erwirbt der 
Ausgeber die Heimftätte oder er verzichtet darauf. In 
letzterem Fall kann die Heimſtätte an einen Dritten weiter 
veräußert werden. 

Die Ausübung des Vorkaufsrechtes iſt aus ge⸗ 
ſchloſſen, wenn der Heimſtätter die Heimſtätte an ſei⸗ 
nen Ehegatten oder an eine Perſon veräußert, die mit ihm 
in gerader Linie oder bis zum dritten Grade der erſten 
Linie verwandt oder bis zum zweiten Grade verſchwä— 


gert iſt. 
7. Heimfallrecht. 
Der Ausgeber kann verlangen, daß ihm die 
Heimſtätte übertragen wird, wenn der Heimſtätter ſie nicht 
auernd ſelbſt bewohnt oder bewirtſchaftet 
oder wenn er grobe Mißwirtſchaft treibt (Heim- 
fallanſpruch). In der Praxis werden ſehr wenige Fälle 
vorkommen, in denen von dem Heimfallrecht Gebrauch ge⸗ 
macht werden muß. Immerhin bedeutet die Möglichkeit 
er Wegnahme eine „Warnung für Unvorſichtige“. 


8. Entſchädigung bei Ausübung des Vorkaufs⸗ 
oder Heimfallrechts. 


Bei Ausübung des Vorkaufs⸗ oder Heimfallrechts hat 
der Ausgeber als Kaufpreis höchſtens den Betrag zu 
zahlen, der ſich aus dem im Grundbuche feſtgelegten 
Bodenpreiſe und dem noch vorhandenen Werte 
der Baulichkeiten und etwaiger Verbeſſerungen ergibt. 
Nach 8 6 des RG. iſt der Bodenpreis im 
Grundbuche beſonders zu vermerken. Dieſer Bodenpreis 
ildet die Grundlage für alle ſpäteren Fälle, in denen 
Entſchädigungen in Frage kommen. enn es heißt, 
B „höchſtens“ dieſer Betrag zu zahlen iſt, jo ſoll damit 
ausgedrückt werden, daß der Ausgeber nicht gezwun⸗ 
gen werden kann, einen 11 Preis zu zahlen. Er 
kann es aber natürlich freiwillig tun. Zu dieſem Boden⸗ 
preis kommt dann noch der Zeitwert der Baulichkeiten 
und Verbeſſerungen am Boden hinzu. Wit dieſer Tren⸗ 
nung von Boden und Bauwerk iſt eine der 
wichtigſten Forderungen der Bodenreform erfüllt. Denn 
Nunmehr läßt ſich die Wertſteigerung am Boden und die 
Wertminderung am Bauwerk erkennen und gerecht be⸗ 
deln. Dieſe Trennung von Boden und Bau iſt übri⸗ 
gens beim Erbbaurecht auch vorhanden, da hier Boden 
Bauwerk verſchiedene Eigentümer haben. 
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9. Heimſtättenzins. 

Als einen Hauptunterſchied zwiſchen Erbbaurecht und 
Heimſtättenrecht bezeichnet man gewöhnlich den, daß man 
beim Erbbaurecht nur einen Erbbauzins, beim Heim- 
ſtättenrecht dagegen den vollen Bodenpreis zahlen muß. 
Es iſt jedoch nicht unbedingt nötig, daß beim Erwerb 
einer Reichsheimſtätte der Kaufpreis in bar entrichtet wird. 
Wenn der Verkäufer einverſtanden iſt, kann der Kauf⸗ 
preis als Grundſchuld, die zu verzinſen iſt, ein⸗ 
getragen werden. Dadurch, daß der Heimjtätter einen 
Heimſtättenzins zu zahlen hat, kann er, wie beim Erb⸗ 
baurecht, ſeine Barmittel mit zur Errichtung des Hauſes 
verwenden. Durch dieſe Form der verzinslichen Grund⸗ 
ſchuld können vor allen Dingen Gemeinden, die eigenes 
Land als Reichsheimſtätten ausgeben, die Siedlungen 
weſentlich fördern. 


10. Neichsheimſtätten in Erbbau. 

Es iſt möglich, daß der Boden in Erbbaurecht aus⸗ 
gegeben wird und daß der Erbbauberechtigte die auf die⸗ 
ſem Boden errichteten Gebäude unter Reichs heim⸗ 
ſtättenrecht ſtellen läßt. Dies kann ſofort bei Aus⸗ 
gabe des Erbbaurechtes geſchehen. Es kann aber auch das 
Gebäude ſpäter unter Heimſtättenrecht geſtellt wer— 
den. Das Geſetz ſchreibt allerdings vor, daß der Eigen- 
tümer des Bodens zugleich Hei mſtättenaus⸗ 
geber ſein muß. Es können alſo nur diejenigen Stellen 
Reichsheimſtätten auf Erbbauland ausgeben, die vom 
Geſetz als Ausgeber beſtimmt ſind (Reich, Staat und 
Gemeinden uſw.). Durch dieſe Einſchränkung iſt die 
Form der Reichsheimſtätte auf Erbbau in der Praxis nur 
wenig möglich geweſen. 


11. Belaſtung der Neichsheimſtätte. 

Die Belaſtung der Reichsheimſtätte iſt grundſätzlich an 
die Zuſtimmung des Ausgebers gebunden, um eine Ver- 
ſchuldung der Heimſtätte zu verhindern. Die Zuſtimmung 
muß jedoch gegeben werden, wenn die Belaſtung mit den 
Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft vereinbar ijt 
und den wirtſchaftlichen Beſtand der Heimſtätte nicht 
weſentlich beeinträchtigt oder gefährdet, ferner wenn Die 
Hypothek oder Grundſchuld notwendig iſt zur Deckung 
von Erwerbs-, Herſtellungs⸗ und Einrichtungskoſten oder 
für Verwendung zur Verbeſſerung der geimſtätte und 
zur Abfindung von Miterben. 

Die Hypotheken ſind in der Regel nur in Form von 
unkündbaren Tilgungshypotheken zuge⸗ 
laſſen, jedoch iſt mit Genehmigung auch eine andere 
Form anwendbar. 


12. Neichsheimſtättenvertrag. 

Der Reichsheimſtättenvertrag, der von den Ausgebern 
verwendet wird, iſt in der Regel recht umfangreich, da 
in ihm viele Beſtimmungen des Veichsheimſtättengeſetzes 
wiederholt ſind. Der Vertrag kann aber ſehr kurz 
ſein. Dem Inhalt nach kann der Reichsheimſtättenver⸗ 
trag ein Ausgebervertrag ſein, wenn beſtehendes 
Eigentum am Boden unter Reichsheimſtättenrecht geſtellt 
werden ſoll (ſiehe 5a) oder er kann Kaufvertrag ſein, 
wenn ein zu verkaufendes Grundſtück die Eigenſchaft als 
Reichsheimſtätte erhalten joll (5b, c). Auf Grund des 
Reichsheimſtättengeſetzes braucht der Reichsheimſtätten⸗ 
vertrag nur zu enthalten: 

a) die nähere Bezeichnung des Grundſtückes (Lage 


ujw.), a 
b) den Preis des Bodens, 
c) die Bezeichnung als Reichsheimſtätte, 
d) den Reichsheimſtättenausgeber. 


13. Grundbuch. N 
Auf dem Grundbuchblatt des im Vertrage bezeich⸗ 
neten Grundſtückes iſt einzutragen: a 
a) der Eigentümer (wenn der Heimſtättenvertrag zu⸗ 
gleich Kaufvertrag iſt), 
b) 11 Eigenſchaft des Grundſtückes als Reichsheim⸗ 
tätt 


e, 
c) der Name des Heimſtättenausgebers, 
d) der Preis für den Grund und Boden oder eine 
Grundſchuld in Höhe des Bodenpreiſes (wenn im 
Vertrag vereinbart). 
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14. Vorteile der Reichsheimſtätte. 

a) Land für Wohn⸗ und Gartenheimſtätten kann in 
dem ganz kurzen Verfahren durch den Bezirkswohnungs⸗ 
kommiſſar enteignet werden. In vielen Fällen hat 
dieſe Möglichkeit, ohne daß es zur Enteignung ſelbſt ge⸗ 
kommen iſt, ſehr ſchnell zur Bereitſtellung von Land ge= 
führt. In einzelnen Fällen mußten die Gerichte den 
Grundbeſitzern die Zuläſſigkeit der Enteignung beſtätigen. 

b lle zur Begründung und Vergrößerung von 
Heimſtätten erforderlichen Geſchäfte und Verhandlungen 
find von allen Gebühren, Stempelabgaben 


Baut Eigenheime als 


Der Regierungspräjident in Stade gab kürzlich die 
folgende beachtenswerte Preſſemitteilung heraus: 


Der von weiten Kreiſen der Bevölkerung gehegte 
Wunſch nach dem Bau eines Eigenheimes läßt ſich, wie 
immer noch nicht genügend bekannt iſt, am zweck⸗ 
mäßigſten und am leichteſten durch Gründung von 
Veichsheimſtätten erreichen. 

Zu Reichsheimſtätten können bekanntlich Einfamilien- 
häuſer mit dem zugehörigen Nutzland durch eine ent⸗ 
ſprechende Eintragung ins Grundbuch erklärt werden. 
Die Einrichtung von Reichsheimſtätten erfolgt durch 
Vermittlung des Kreiſes, der Gemeinde oder der pro— 
vinziellen Wohnungsfürſorgegeſellſchaft (für die Provinz 
Hannover der Niederſächſiſchen Heimſtätte G.m.b. H. in 
Hannover, Lavesſtr. 39 a) oder der Gemeinnützigen Ak⸗ 
tiengeſellſchaft für Angeſtellten-Heimſtätten in Berlin. Bei 
einer Reichsheimſtätte unterwirft ſich der Eigentümer 
allerdings Beſchränkungen, insbeſondere bezüglich einer 
ſpekulativen Verwertung ſeines Beſitztums. Die von ihm 
am Hauſe und am Grundſtück vorgenommenen Verbeſſe— 
rungen werden aber bei einer Veräußerung der Heimſtätte 
zu ſeinen Gunſten berückſichtigt. 

Reichsheimſtätten werden bei der Gewährung von 
Hauszinsſteuerhypotheken und bei Gewährung 
zinsloſer Darlehen aus Witteln der wertſchaffenden Ar⸗ 
beitsloſenfürſorge für Land- und Forſtarbeiter und länd⸗ 
liche Handwerker bevorzugt berückſichtigt. Auch kann 
von einer dinglichen (Eintragung ins Grundbuch) ver— 
ſchiedener ſtaatlicher Forderungen, welche die ordnungs- 
mäßige Nutzung des Baues gewährleiſten ſollen, abge- 
ſehen werden. In einem dem Reichstage zurzeit Dor= 
liegenden Geſetzentwurfe iſt die Gewährung von Zins⸗ 
und Tilgungszuſchüſſen an Land- und Forſtarbeiter und 
ländliche Handwerker, um ihnen den Erwerb eines ge— 


Bausparer: W. Dörrenberg, Steuersekretär, Koblenz a. Rh. 
Darlehen der Beamtenbausparkasse: 6.000 M. zu 4½ % Zinsen. Beamtenbauſparkaſſe, Berlin, Leſſingſtr. 1111, ſtatt. 


Schriftleitung: Johannes Lubahn. Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Max Wagner. Verlag: 
D Beamtenſchaft e. V. Sämtlich Berlin NW 87, 


eutſchen 


und Steuern des Reiches, der Länder und ſonſtiger 


öffentlicher Körperſchaften befreit. 


c) Der Heimjtätter iſt im Beſitze ſeiner Heimſtätte 
weitgehend geſichert, denn Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung wegen einer perſönlichen Schuld an 
der Heimſtätte iſt grundſätzlich unzuläſſig. Schon 
manche Familie iſt durch dieſe Beſtimmung davor be⸗ 
wahrt geblieben, die Heimſtätte wieder verlaſſen zu müſſen, 
weil der Mann, leichtſinnig oder aus Not, Schulden ge- 
macht hatte. 


„Reichsheimsfäffen.“ 


nügend großen Landbeſitzes zu ermöglichen, grundſätzlich 
nur für den Fall vorgeſehen, daß eine Veichsheimſtätte 
begründet wird. 

Ein nicht zu unterſchätzender weiterer Vorteil der 
Reichsheimſtätten liegt darin, daß alle zu ihrer Be⸗ 
gründung und Vergrößerung erforderlichen Geſchäfte und 
Verhandlungen von allen Steuern, Gebühren, Stempel- 
abgaben des Reichs, des Staates und der Kommunen 
befreit ſind, ſo z. B. von Grunderwerbſteuern, Umſatz⸗ 
ſteuern, Gerichts-, Vermeſſungs⸗ und Baupolizeigebühren. 
Erfahrungsgemäß belaufen ſich dieſe Unkoſten bei einem 
Wohnungsbau auf etwa 5 % der Baukoſten, was 3. B. 
bei 8000 RM. Baukoſten ſchon 400 RM. ausmacht. 

Daß von der Anwendung des Veichsheimſtättengeſetzes 
bisher verhältnismäßig noch wenig Gebrauch gemacht 
worden iſt, liegt ſicherlich an der Unkenntnis der Bau⸗ 
luſtigen über die Vorteile dieſer immerhin noch neuen 
Rechtsform. Vielfach mag aber auch wohl eine gewiſſe 
Voreingenommenheit beſtehen gegenüber den Begriff der 
Reichsheimſtätte, mit dem ſich das Gefühl allzu ſtarker 
Bindung verknüpft. Dabei wird aber überſehen, daß der 
Eigentümer einer Reichsheimſtätte in ſeinem Beſitze tat⸗ 
ſächlich in höherem Ma ße geſchützt iſt als ein ſonſtiger 
Hauseigentümer. Denn die Gefahr, daß das Beſitztum 
zugunſten perſönlicher, nicht im Grundbuch eingetragener 
Schulden gepfändet und zwangsverſteigert werden kann, 
beſteht bei einer Reichsheimſtätte nicht. Wenn der Eigen- 
tümer den im Grundbuch eingetragenen Verpflichtungen 
nachkommt, kann er ſeinen Beſitz — ſeine Wohnung — 
nicht verlieren. 

Es wäre zu wünſchen, wenn bei den Bauluſtigen 
eine etwaige nicht begründete Voreingenommenheit gegen 
die Form der Reichsheimſtätte verſchwinden und der 
Heimſtättenbau mehr und mehr Eingang finden würde. 


Buchbesprechung. 


Reichsheimſtättengeſetz. Von Hans Krüger, Staatsſekretär 
im Preußiſchen Landwirtſchaftsminiſterium. Verlag Vei⸗ 
mar Hobbing, Berlin NW 61. 5 
Bei Erlaß des Reichsheimſtättengeſetzes am 10. Mai 1920 

war Hans Krüger Minifterialrat und Veferent für das 

Reichsheimſtättengeſetz im Reichsarbeitsminiſterium. Das 

Buch „Reichsheimſtättengeſetz“ gibt einen Ueberblick über die 

Heimſtättenbeſtrebungen und über die Heimſtättengeſetze. Es 

enthält eine ausführliche Erläuterung des Geſetzes. Das 

Reichsheimſtättengeſetz iſt mit dem Namen von Hans Krüger 

geſchichtlich verbunden. Er iſt die berufenſte Perſönlichkeit, 

über das Geſetz zu ſchreiben. Sein Kommentar erhält wach 
ſende Bedeutung. Allen Behörden, die mit dem Reiche“ 
heimſtättengeſetz zu tun haben, iſt das Buch unentbehrlich. 

Wir empfehlen es aber auch ſehr allen Perſonen, die ſich in den 

Beſitz einer Reichsheimſtätte bringen wollen. Das Buch 

wird in nächſter Zeit in Neuauflage erſcheinen. Wir werden 

dann ausführlich auf das vortreffliche Werk zurückkommen. 
Johannes Lubahn. 


Mitteilung. d 
Die nächſte Zuteilung (Verloſung) findet S 
abend, den 12. April, 10 Uhr, in der Geſchäftsſtelle de 


eimſtättenamt der 
Leſſingſtr. 11. — Druck von Nobert Müller, Potsdam. 


„Die Heimſtätte“ kann durch jedes Poſtamt zum Preiſe von 1,— M. zuzüglich 0,06 M. Zuſtellungsgebühr für das Viertel⸗ 


1 beſtellt werden. 
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